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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgen-
de Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht
wird:

§ 1

Änderung des Bayerischen Gesetzes 
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen

Das Bayerische Gesetz über das Erziehungs- und
Unterrichtswesen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 31. Mai 2000 (GVBl S. 414, ber. S. 632,
BayRS 2230–1–1–UK), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. Februar 2002 (GVBl S. 32), wird wie folgt geän-
dert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

Nach „Art. 88 Ausschluss“ wird folgender Text
eingefügt:

„Art. 88 a 
Unterrichtung der früheren Erziehungsberechtig-
ten volljähriger Schüler über Ordnungsmaßnah-
men“

2. Dem Art. 45 Abs. 2 wird folgender Satz 6 angefügt:

„6Soweit der einzelnen Schule in den Stundenta-
feln vom zuständigen Staatsministerium in Ein-
zelfragen Entscheidungen eingeräumt werden,
können diese in der Rechtsverordnung dem Schul-
forum übertragen werden.“

3. Art. 52 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Satz 3 eingefügt:

„3Die Art und Weise der Erhebung der Nachweise
des Leistungsstandes ist den Schülern vorher be-
kannt zu geben; die Bewertung der Leistungen ist
den Schülern mit Notenstufe und der Begründung
für die Benotung zu eröffnen.“

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.

4. In Art. 63 Abs. 3 Satz 4 werden die Worte „Abs. 3“
durch die Worte „Abs. 4“ ersetzt.

5. Art. 65 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Er wirkt mit in Angelegenheiten, die für die
Schule von allgemeiner Bedeutung sind.“

b) Satz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Im Halbsatz 1 wird vor dem Komma das
Wort „insbesondere“ eingefügt.

bb) Es wird folgende Nummer 13 angefügt:

„13. das Einvernehmen bei der Änderung
von Ausbildungsrichtungen und bei
der Einführung von Schulversuchen
herzustellen,“

6. In Art. 67 Abs. 2 werden die Worte „das Schulamt“
durch die Worte „die Schulaufsichtsbehörde“ er-
setzt.

7. Art. 69 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt:

„(3) 1Das Schulforum beschließt in den An-
gelegenheiten, die ihm zur Entscheidung zuge-
wiesen sind, mit bindender Wirkung für die
Schule. 2In den übrigen Angelegenheiten gefas-
ste Beschlüsse bedeuten Empfehlungen.“

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze
4 und 5.

c) Der neue Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird durch folgende Sätze 2 bis 4 er-
setzt:

„2Folgende Entscheidungen werden im
Einvernehmen mit dem Schulforum getrof-
fen:

1. die Entwicklung eines eigenen Schulpro-
fils, das der Genehmigung der Schulauf-
sichtsbehörde bedarf,

2. Erlass von Verhaltensregeln für den ge-
ordneten Ablauf des äußeren Schulbe-
triebs (Hausordnung),

3. Festlegung der Pausenordnung und Pau-
senverpflegung,

4. Grundsätze über die Durchführung von
Veranstaltungen im Rahmen des Schul-
lebens.

3Kann eine einvernehmliche Entscheidung
nicht in angemessener Zeit herbeigeführt
werden, legt der Schulleiter die Angelegen-
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heit der Schulaufsichtsbehörde vor, die eine
Entscheidung trifft. 4Dem Schulforum ist
insbesondere Gelegenheit zu einer vorheri-
gen Stellungnahme zu geben zu

1. wesentlichen Fragen der Schulorganisa-
tion, soweit nicht eine Mitwirkung der
Erziehungsberechtigten oder des Eltern-
beirats vorgeschrieben ist,

2. Fragen der Schulwegsicherung und der
Unfallverhütung in Schulen,

3. Baumaßnahmen im Bereich der Schule,

4. Grundsätzen der Schulsozialarbeit,

5. der Namensgebung einer Schule.“

bb) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 5
und 6.

d) Es wird folgender neuer Absatz 6 eingefügt:

„(6) Das Schulforum wird vom Schulleiter min-
destens zweimal in jedem Schulhalbjahr einbe-
rufen.“

e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 7.

8. Art. 75 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

„2Art. 88 a gilt entsprechend.“

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

9. Es wird folgender Art. 88 a eingefügt:

„Art. 88 a
Unterrichtung der früheren Erziehungs-

berechtigten volljähriger Schüler 
über Ordnungsmaßnahmen

Frühere Erziehungsberechtigte volljähriger
Schüler, welche das 21. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, sollen über Ordnungsmaßnah-
men nach Art. 86 Abs. 2 Nr. 3 bis 10 unterrichtet
werden.“

10. In Art. 89 Abs. 2 Nr. 4 erhält der letzte Halbsatz fol-
gende Fassung:

„für alle Schüler einer Schule kann er insgesamt
zwei Tage für unterrichtsfrei erklären, die unter
Anrechnung auf die Ferien oder unter Verlegung
auf einen unterrichtsfreien Tag innerhalb des
Schuljahres nachgeholt werden müssen,“

11. Art. 92 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Mittlere-Reife-Klassen/-Kurse können an einer
privaten Volksschule eingerichtet werden, die
mindestens die Jahrgangsstufen 7 bis 9 führt.“

12. In Art. 113 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort
„Prüfungskommissäre“ die Worte „und beim Pro-
beunterricht einen Vorsitzenden des Aufnah-
meausschusses“ eingefügt.

13. Art. 114 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 5 Buchst. c erhält folgende Fassung:

„c) bei Förderschulen (einschließlich der zu-
gehörigen Einrichtungen der Mittagsbe-
treuung), soweit die Schulaufsicht nicht
durch Nummer 1 oder Nummer 5 Buchst. d
geregelt ist,“

b) Nummer 6 wird wie folgt geändert:

aa) Buchstabe b wird aufgehoben.

bb) Buchstabe c wird Buchstabe b und erhält
folgende Fassung:

„b) bei Einrichtungen der Mittagsbetreu-
ung, soweit nicht in Nummer 5 Buchst. c
geregelt,“

14. Art. 115 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „oder Förder-
schulen“ gestrichen.

bb) Satz 4 erhält folgende Fassung:

„4Wo es die örtlichen Verhältnisse nahe le-
gen, soll einem fachlichen Leiter die Lei-
tung von zwei Schulämtern übertragen
werden.“

b) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Dem Schulamt oder den unter gemeinsamer
fachlicher Leitung stehenden Schulämtern
können für den fachlichen Aufgabenbereich
nach Bedarf weitere Schulaufsichtsbeamte und
Mitarbeiter zugeteilt werden.“

15. In Art. 116 Abs. 2 werden die Worte „oder der För-
derschulen“ gestrichen.

§ 2

Änderung des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes

Das Bayerische Schulfinanzierungsgesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl
S. 455, ber. S. 633, BayRS 2230–7–1–UK), zuletzt geän-
dert durch § 2 des Gesetzes vom 24. Dezember 2001
(GVBl S. 1004, ber. GVBl 2002 S. 30), wird wie folgt
geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

„Art. 42 (aufgehoben)“

2. Art. 7 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 erhält der letzte Halbsatz folgen-
de Fassung:

„hinzu tritt eine ergänzende Fürsorgeleistung
in entsprechender Anwendung des Art. 86b
BayBG,“

b) In Nummer 2 werden die Worte „Leistung von
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76 € für den in Art. 86b BayBG in der jeweils gül-
tigen Fassung genannten Personenkreis“ durch
die Worte „Fürsorgeleistung in entsprechender
Anwendung des Art. 86 b BayBG“ ersetzt.

3. Art. 18 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 4 erhält Halbsatz 1 folgende
Fassung:

„4Für nebenamtliche Tätigkeit und für Mehrar-
beit werden die Vergütungen nach den für staat-
liche Schulen erlassenen Vorschriften zu Grun-
de gelegt;“

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „Abs. 1 Satz
3“ gestrichen.

4. Art. 41 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird 
in Nummer 1 die Zahl „70“ durch die Zahl „79“
ersetzt; 
in Nummer 2 die Zahl „80“ durch die Zahl „89“
ersetzt; 
in Nummer 3 die Zahl „90“ durch die Zahl „100“
ersetzt.

b) In Absatz 1 Satz 4 werden die Worte „Abs. 1 Satz
3“ gestrichen. 

5. Art. 42 wird aufgehoben.

6. In Art. 45 Abs. 1 werden die Worte „der Art. 41 und
42“ durch die Worte „des Art. 41“ ersetzt.

7. Art. 60 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 Nr. 6 wird die Zahl „42“ durch die Zahl
„41“ ersetzt.

b) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Das Staatsministerium für Unterricht und
Kultus kann im Einvernehmen mit dem Staats-
ministerium der Finanzen zur Vereinfachung,
Erleichterung und Beschleunigung des Zu-
schussverfahrens und zur Entlastung staatli-
cher Behörden von Art. 18 und 41 abweichende
Regelungen zur Berechnung der Lehrpersonal-
und Betriebszuschüsse entwickeln und erpro-
ben.“

§ 3

Übergangs- und Schlussvorschriften

1Dieses Gesetz tritt am 1. August 2002 in Kraft. 2Ab-
weichend von Satz 1 treten § 2 Nrn. 2, 3 Buchst. b und
4 Buchst. b mit Wirkung vom 1. Juli 2001 und Nrn. 1, 3
Buchst. a, 4 Buchst. a und 5 bis 7 mit Wirkung vom 1.
Januar 2002 in Kraft. 

München, den 25. Juli 2002

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund S t o i b e r
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